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Ja-Stimmen-Anteile zur 10. AHV-Revision

über 60%

Ja zum Systemwechsel in der AHV
Das Volk hat sich mit einem Ja-Stimmen-

Anteil von rund 60 Prozent deutlich für die
10. AHV-Revision ausgesprochen. In 21
Kantonen kamen Ja-Mehrheiten zustande.
Die Stimmbürger von nur fünf Ständen ver-
warfen die Vorlage, alles Kantone der
Romandie. Dennoch lässt sich nicht einfach
sagen, die Westschweiz und das Tessin mit

Die Abstimmungsresultate
im Überblick

AHV-Revision

AHV- Initiative

Lex Friedrich

Ja Nein

1 106 065 717 171
60,7% 39,3%

498 564 1303 013
27,8% 72,2%

832 324 959 794
46,5% 53,5%

ihren höheren Arbeitslosenquoten hätten ge-

schlossen gegen die Revision gestimmt, wei-
che neben einem Systemwechsel die Er-
höhung des Frauenrentenalters auf 64 Jahre
bringt. Die Bürger der Waadt und des Kan-
tons Genf entschieden sich klar anders, näm-
lich wie die deutsche Schweiz. Auch lässt
sich kein Stadt-Land-Gefälle ausmachen. Zu
den ablehnenden Regionen zählen zwar
ländliche Gebiete. Und auch die Urner sag-

ten mit lediglich 50,8 Prozent der Stimmen
nur knapp Ja zum Systemwechsel in der
AHV. Auf der andern Seite finden sich aber
auch zahlreiche Landkantone mit überzeu-
genden Ja-Anteilen unter den Befürwortern
wie etwa Ob- und Nidwalden (61,1 bezie-
hungsweise 63,2 Prozent Ja) oder Inner-
rhoden (67,7) und Ausserrhoden (68,8) so-
wie Schwyz (61,8) und der Thurgau (60,8).

Ein spezifischer Trend ist schwer auszu-
machen.

Dies weist darauf hin, dass es sich beim Ja
oder Nein zur 10. AHV-Revision offenbar
um einen stark individuellen Entscheid ge-

handelt hat. Mehrheitlich befürworteten die
Stimmbürger den mit der Einführung eines
individuellen und geschlechtsneutralen Ren-
tenanspruchs verbundenen Systemwechsel.

Sie sprachen sich für eine AHV aus, die den
Gleichbehandlungsgeboten entspricht, die
die zumeist von Frauen geleistete Erzie-
hungs- und Betreuungsarbeit in der Familie
berücksichtigt, die mit der neuen Renten-
formel für Bezüger niedriger Renten Verbes-
serungen bringt. Sie entschieden sich aber
auch für die Erhöhung des Rentenalters der
Frauen von 62 auf 64 Jahre und trugen da-
mit der finanziellen Zukunft der AHV Rech-
nung.

Die Frage des Frauenrentenalters ist frei-
lich mit dem Ja zur 10. AHV-Revision noch
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Ja zur AHV-Revision,
keine Lockerung der Lex Friedrich
Die 10. AHV-Revision ist an der Urne bestätigt worden.
Erwartungsgemäss wurde die AHV-Ausbau-Initiative
und überraschend auch die Lockerung der Lex Friedrich
abgelehnt. Die Beteiligung betmg rund 39 Prozent. 14

Rückschlag für Endlagerpläne in Nidwalden
In 17 Kantonen ist am Wochenende über 44 Vorlagen
abgestimmt worden. Die Stimmbeteiligung lag zwischen
28,5 Prozent in Graubünden und 72 Prozent in Nidwal-
den, wo der Souverän Nein zum Atommüllager im
Wellenberg bei Wolfenschiessen sagte. Die Konzession
wurde mit 9460 zu 8563 Stimmen knapp abgelehnt. Die
Standortgemeinde selbst hiess das Projekt gut. 15

nicht ein für allemal vom Tisch. Immerhin ist
aber ein Zeichen gesetzt für das anzustre-
bende normale Pensionierungsalter. In der
11. AHV-Revision, die sich vor allem mit der
Finanzierungsfrage wird befassen müssen,
wird voraussichtlich aber nochmals der flexi-
ble Altersrücktritt für Mann und Frau ein
Thema sein. Gezielt gegen das mit der
10. AHV-Revision angepasste Rentenalter
der Frauen haben die Gewerkschaften ver-
gangene Woche ihre «Auffanginitiative» ein-
gereicht. Diese will den Volksentscheid vom
Wochenende teilweise rückgängig machen.
Aber auch die vom Kaufmännischen Ver-
band und von der Vereinigung der Ange-

stelltenverbände lancierte Initiative propa-
giert den flexiblen Altersrücktritt ab 62 Jah-
ren für alle. Dasselbe Ziel verfolgt eine In-
itiative der Grünen, die eine Ruhestands-
rente ab 62 Jahren verlangt. Die Frage des
Rentenalters wird uns also weiter beschäfti-
gen, obwohl das Volk mit seinem Ja zur
10. AHV-Revision einen Entscheid der Ver-
nunft fällte und damit in seine Überlegungen

sicherlich auch die künftigen demographi-

schen und finanziellen Probleme der Alters-
versorgung einbezogen hat.

Keine Chance
für die AHV-Initiative
Der Souverän hat die Initiative «zum Aus-

bau von AHV und IV» der Sozialdemokrati-
schen Partei (SPS) und des Schweizerischen
Gewerkschaftsbunds (SGB) mit einer wün-
schenswerten Deutlichkeit von 72,3 Prozent
Nein-Stimmen abgelehnt. Das sind
1 3 05 498 Nein gegen 501 2 85 Ja. Das Volk
ist somit nicht gewillt, zusätzliche Lohnpro-
zente für den Ausbau des Sozialstaates auf-
zubringen und sich auf gefährliche Experi-
mente auf Kosten der beruflichen Vorsorge

einzulassen.
In keinem einzigen Kanton fand die Vor-

lage eine Mehrheit. Am meisten Stimmen
konnte die Initiative im Kanton Tessin auf
sich vereinigen. Dennoch waren es auch hier
56,8 Prozent der Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger, die nichts von dem vorgesehe-

nen AHV-Ausbau wissen wollten. Mit einem
Nein-Stimmen-Anteil von 58,8 Prozent folg-
te der Kanton Jura, Genf mit 62,2 und
Neuenburg mit 64,6 Prozent. Am wenigsten

Gehör fand die Initiative in Appenzell
Innerrhoden. Hier wurde das Begehren

haushoch mit 85,3 Prozent Nein abge-

schmettert.
Das für die Initianten ernüchternde Ergeb-

nis ist in keiner Hinsicht überraschend.
Schon im vergangenen Dezember hatte das
Stimmvolk eine Vorlage von SPS und SGB
ebenso eindeutig bachab geschickt, welche
die Finanzierung der Krankenversicherung

über Lohnprozente einrichten wollte. Das
Volk hat sein Votum nun mit einem Abstim-
mungsresultat bekräftigt, das an Deutlichkeit
nichts zu wünschen übrig lässt. Auch die I n-
itianten glaubten schliesslich nicht mehr an
ihre AHV-Ausbau-Initiative. Sie konzentrier-
ten sich im Vorfeld des Urnenganges finan-
ziell und personell - wenngleich in gegneri-

schen Lagern - auf die 10. AHV-Revision.
Dem Abstimmungskampf über die Initiative
fehlte denn auch der nötige Tropfen Herz-
blut. Eine lustlose Kampagne wurde hier ge-
führt, deren Gegenstand von Anfang an
keine Chancen hatte. -_

Nach dem Entscheid zur Lex Friedrich

Ein Nein, das Konsequenzen haben muss
Das Ergebnis ist mehr ein Schock als eine

echte Überraschung. Mit einem Mehr von
53,5 gegen 46,5 Prozent hat der schweizeri-
sche Souverän - ständemässig sogar noch
deutlicher als beim EWR-Nein von 1992
sein deutschschweizerischer Teil - am Sonn-
tag bei mässiger Stimmbeteiligung die Lok-
kerung der Lex Friedrich abgelehnt. Damit
wird in einem Land, das seinen Wohlstand
vor allem der Marktwirtschaft verdankt, ein
verhältnismässig bedächtiger Liberalisie-
rungsschritt verhindert, und es wird von
einem Land, das wie wenige andere wirt-
schaftlich international verflochten ist, ein
weiteres Mal ein Zeichen gegen eine auch als
politisch interpretierbare Öffnung nach aus-
sen gesetzt.

Weiterhin wird also das völkerrechtlich
problematische Nationalitätsprinzip (im Un-
terschied zum jetzt abgelehnten Wohnsitz-
prinzip) eine Einladung für ausländische
Retorsionsmassnahmen darstellen, welche
der Schweiz, wie bereits gehabt, nur pein-

liche Intermezzi bescheren werden. Büro-
kratische Hürden gegen arbeitsschaffende
Investitionen in der Schweiz bleiben be-
stehen. Die Belebung des Baumarktes,
Chance für die von der Rezession besonders
betroffenen mehrheitlich welschen Kantone,
bleibt ebenfalls aus.
Und all das wirkt
sich in der lateini-
schen Schweiz, die
zustimmte, viel stär-
ker aus als in der
deutschen, die ein-
mal mehr die ein-
deutigen Signale aus
der Welschschweiz
nicht wahrnehmen
wollte. Dass dieses
Verdikt auch die Ver-
handlungsposition

der schweizerischen
Unterhändler in
Brüssel nicht verbes-
sert, sei nur nebenbei
bemerkt und vor al-
lem denen ins
Stammbuch ge-
schrieben, die bei
der EWR-Abstim-
mung immer den Bilateralismus predigten,
jetzt aber alles unterlassen, was ihn tatsäch-
lich fördern und zum Erfolg bringen konnte.

Zur Erklärung des Neins vom Wochen-
ende gibt es wie bei jeder Abstimmung zahl-
reiche, für jeweils einen Teil der Bevölkerung

zutreffende Gründe: Der flaue Abstim-
mungskampf veranlasste tendenziell wohl
eher die motivierten Gegner zum Gang an
die Urne. Boden ist Heimat, und Heimat ist
ein emotional besetzter Begriff. Boden-
handel ist für viele gleichbedeutend mit Spe-

kulation - hier kehrte sich nicht zuletzt der
Erfolg der früheren Argumentation bürger-

licher Schöpfer der Bodenbeschlüsse gegen

diese selber. Die angebliche Zersiedelung

der fernab gelegenen Erholungsgebiete ist
für mehr grün als föderalistisch denkende
Städter etwas zu Verhinderndes. Ausländi-
sche Käufer, als Touristen stets willkommen,
werden primär als Ausländer empfunden

und führen zur Assoziation mit der unbewäl-
tigten Einwanderungsproblematik - und so
weiter.

Aber es ist vor allem ein Moment, das zu
denken geben und Konsequenzen haben
muss: Seit der EWR-Abstimmung vom
6. Dezember 1992 gibt es in der Schweiz
kein Abstimmungsthema mehr, das aussen-
politische Aspekte hat (die nicht rein wirt-
schaftspolitischer Natur sind), weiches nicht

die immer selben Antagonismen weckt und,
wie dieses Wochenende gezeigt hat, eher
noch verstärkt als abbaut.

Historiker der nächsten Generation wer-
den die Auseinandersetzungen der neunziger

Jahre wohl als Kampf zwischen zwei virtuel-
len Welten beschreiben. Denn jede Seite be-
wegt sich in einem selbstgeschaffenen Raum,
der mit der Wirklichkeit nur wenig gemein

hat. Die Schweizer Demokraten als die
«grossen Abstimmungssieger» (denen nie-
mand diesen Sieg zurechnen wird) und die
Kantonalparteien (vor allem der SVP), wel-
che anders als ihre Landesparteien die Nein-
Parole herausgegeben hatten, tun ihr Mög-
lichstes, EU-skeptische Schweizer in einer
verkrampften Abwehrhaltung zu fixieren, für
welche alles, was nach Öffnung aussieht,
automatisch mit dem Reich des Bösen
gleichgesetzt und abgelehnt wird. Auf der
andern Seite ist ein Teil der führenden
Schichten in diesem Land - in der Politik
wie in der Wirtschaft und in den Medien -
nach wie vor im Irrtum befangen, es gehe

nur darum, die Bevölkerung aufzuklären,
Aussenpolitik in der Innenpolitik zu «ver-
ankern» und Führungswillen zu beweisen.
Doch die Herausforderung besteht in Wirk-
lichkeit darin, die immer schriller vorgetrage-
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nen Ängste einer verunsicherten Mehrheit
des Souveräns ernst zu nehmen.

Wie könnte das geschehen? Die Geschich-
te der Schweiz zeigt, dass der Schlüssel nicht
bei der Häufung von Volksabstimmungen

zum gleichen Thema liegt, nicht bei einem
missionarisch geführten Abnützungskrieg
also. Der Ausweg aus der heute blockiert er-
scheinenden Situation kann nur über den
nationalen Konsens gefunden werden. Wir
dürfen nicht nur das Nein der deutschen
Schweiz analysieren, ebenso lehrreich ist das
Ja der welschen. Hier liegt in den gleichen
Fragen, welche die Deutschschweizer ent-
zweien, ein weitreichender Konsens der füh-
renden Schichten vor, welcher nicht nur mit
der Meinung der grossen Mehrheit der Bür-
ger korrespondiert, sondern vor allem diese
Meinung stabilisiert. Solange solches nicht
auch auf nationaler Ebene geschieht - wobei
der Konsens offensichtlich nicht einfach die
Übernahme des welschen Standpunktes be-
deuten kann -, wird die Schweiz weiterhin
von Blockierung zu Blockierung schlittern
und dabei den nationalen Zusammenhalt zu-
nehmend stärker belasten. Wie dieser natio-
nale Konsens, vorerst der Eliten, zu errei-
chen wäre, müsste jetzt, spätestens aber un-
mittelbar nach den Wahlen im Herbst, das
vordringliche Thema der politischen und
ausserpolitischen Führung des Landes sein.

fre.

SPS-Vorstand plant
neue Abrüstungsinitiative

Bern, 24. Juni, (sda) Der Parteivorstand der SP
Schweiz will die Anliegen der ungültig erklärten
Armeehalbierungsinitiative mit zwei neuen Volks-
begehren wiederaufnehmen. Er verabschiedete
am Samstag in Bern entsprechende Anträge an
den Parteitag vom 1. Juli in Biel. Ab September

sollen Unterschriften gesammelt werden. Die
erste Initiative soll die Halbierung der Ausgaben

für Armee und die friedenspolitischen Zielsetzun-
gen der Initiative wiederaufnehmen, die wegen
Verletzung der Einheit der Materie für ungültig
erklärt wurde. Die zweite soll die Frage der Um-
verteilung der eingesparten Gelder regeln.

Offen sei als zweite Priorität eine weitere
Variante. Dabei würde eine erste Initiative ausser
der Halbierung der Militärausgaben und einem
Rüstungskonversionsfonds zusätzlich die Bundes-
versammlung verpflichten, mindestens zwei Drit-
tel der eingesparten Beträge für einen von ihr be-

stimmbaren Zweck zu verwenden. Mit einer zwei-
ten Initiative für die Einführung des konstrukti-
ven Referendums würde dem Volk die Möglich-
keit gegeben, bei der Verwendung der eingespar-

ten Gelder mitzureden.
Gleichzeitig soll der Parteitag den SP-Gremien

den Auftrag geben, mit den über 70 Organisatio-
nen zu verhandeln, welche die Halbierungsinitia-
tive unterstützten. Der Parteivorstand beauftragte

die Geschäftsleitung zudem, Initiativprojekte zur
Jugendarbeitslosigkeit und für das konstruktive
Referendum weiterzuverfolgen.

Der SP-Vorstand unterstützt im weiteren die
Forderung des Mieterverbands für eine rasche
Senkung der Hypothekarzinsen. Die Zinsentwick-
lung gehe allgemein abwärts, die Hypozinsen
hinkten dabei hinterher, hiess es im Vorstand.
Monatlich blieben bei den Banken deswegen 160
Millionen Franken an Gewinn liegen.

Im weiteren hielt der SP-Vorstand daran fest,
dass die Partei keine zweite EWR-Abstimmung
anstrebt Ihr Kurs gehe klar auf einen EU-Beitritt
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